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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

Arbeitgeber haben nun länger Zeit für steuerfreie Beihil-

fen und Unterstützungen in Form von Zuschüssen und 

Sachbezügen aufgrund der Corona-Krise. Wir fassen 

die Eckpunkte zu „Corona-Sonderzahlungen“ zusam-

men. Darüber hinaus gehen wir der Frage nach, warum 

sich für Flug- und Bahnreisen im Rahmen beruflicher 

Auswärtstätigkeiten keine pauschalen Kilometersätze 

abziehen lassen. Der Steuertipp ist der Firmenwagen-

besteuerung während der Corona-Pandemie gewid-

met. 

 
STEUERBEFREIUNG  

Zahlungsfrist für Corona-Sonderzahlungen erneut 
verlängert 
 

Mit dem Corona-Steuerhilfegesetz wurde eine zeitlich 

befristete Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber aufgrund 

der Corona-Pandemie gezahlte Beihilfen und Unterstüt-

zungsleistungen bis zu 1.500 € eingeführt. Zunächst 

sollte die Steuerfreiheit nur für zwischen dem 

01.03.2020 und dem 31.12.2020 geleistete Zahlungen 

gewährt werden. Dieser Zahlungszeitraum wurde aber 

bereits durch das Jahressteuergesetz 2020 um sechs 

Monate bis zum 30.06.2021 verlängert. 

Unter die Steuerbefreiung fallen auch „Pflegeboni“, die 

an bestimmte Arbeitnehmer insbesondere in den Alten-

pflegeeinrichtungen gezahlt werden. Es hat sich ge-

zeigt, dass vor allem die Antrags- und Erstattungsver-

fahren bei den Pflegekassen und den Ländern sowie die 

Entscheidungs- und Auszahlungsprozesse bei den Ar-

beitgebern langwieriger sind als ursprünglich angenom-

men. Dies könnte zur Folge haben, dass Corona-Beihil-

fen bzw. -Prämien erst nach dem 30.06.2021 ausge-

zahlt werden und damit nicht mehr von der Steuerbe-

freiung umfasst wären. Die Zahlungsfrist für steuerfreie 

Corona-Beihilfen ist deshalb im Rahmen des Abzug-

steuerentlastungsmodernisierungsgesetzes nochmals, 

und zwar bis zum 31.03.2022, verlängert worden. 

 

Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist weiterhin, dass 

die Arbeitgeberleistungen zusätzlich zum ohnehin ge-

schuldeten Arbeitslohn gezahlt werden. Auch der 

Steuerfreibetrag von maximal 1.500 € bleibt unverän-

dert. Die Fristverlängerung führt somit nicht dazu, dass 

die 1.500 € innerhalb der Zahlungsfrist mehrfach steu-

erfrei gewährt werden können. Vielmehr wird lediglich 

der Zeitraum für die Gewährung des steuerfreien Be-

trags gestreckt. Allerdings kann eine Corona-Beihilfe 

von bis zu insgesamt 1.500 € auch in mehreren Teilra-

ten gezahlt werden. Zudem kann eine zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährte steuerfreie 

Beihilfe oder Unterstützung auch in einem Tarifvertrag 

vereinbart werden. Es können auch in mehreren Tarif-

vereinbarungen (z.B. aus 2020, aus 2021 oder dem ers-

ten Quartal 2022) jeweils Teilbeträge einer Corona-Bei-

hilfe oder -Unterstützungsleistung festgelegt und ausge-

zahlt werden, solange die Zahlung auf insgesamt 

1.500 € begrenzt wird. 

Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen können im 

Übrigen für jedes Dienstverhältnis gesondert geleistet 

werden. Der Betrag von bis zu 1.500 € kann daher pro 

Dienstverhältnis ausgeschöpft werden. Allerdings ist 

in den Fällen einer zivilrechtlichen Gesamtrechtsnach-

folge und bei Betriebsübergängen (z.B. bei Einbringung 

eines Einzelunternehmens in eine Kapitalgesellschaft) 

nicht von einem weiteren Dienstverhältnis auszugehen. 
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Hier tritt der neue Betriebsinhaber nur in die Rechte und 

Pflichten aus den zum Zeitpunkt des Übergangs beste-

henden Arbeitsverhältnissen ein. In diesen Fällen kann 

der Steuerfreibetrag nicht mehrfach beansprucht wer-

den. 

 
EHEGATTEN-ARBEITSVERHÄLTNIS  

Gehaltsumwandlung zugunsten von Unterstüt-
zungskassenbeiträgen 
 

Die steuerliche Anerkennung eines Ehegatten-Arbeits-

verhältnisses setzt voraus, dass die vertragliche Gestal-

tung auch unter Fremden üblich ist, also dem Fremd-

vergleich standhält. Daher dürfen auch die Aufwendun-

gen für die Altersversorgung des Arbeitnehmer-Ehegat-

ten nicht auf privaten Erwägungen beruhen. Der Fremd-

vergleich ist auch dann maßgebend, wenn im Rahmen 

des Ehegatten-Arbeitsverhältnisses Gehaltsansprüche 

des Arbeitnehmer-Ehegatten teilweise zugunsten von 

Beiträgen an eine rückgedeckte Unterstützungskasse 

umgewandelt werden. Eine unangemessene Umgestal-

tung, der die steuerliche Anerkennung zu versagen ist, 

kommt laut Bundesfinanzhof (BFH) in Betracht 

 bei sprunghaften Gehaltsanhebungen im Vorfeld der 

Gehaltsumwandlung, 

 bei einer Vollumwandlung des Barlohns mit der 

Folge einer „Nur-Pension“ oder 

 bei mit Risiko- und Kostensteigerungen für das Un-

ternehmen verbundenen Zusagen (z.B. wegen der 

Höhe der bestehenden Haftungsrisiken bei einer 

Deckungslücke). 

Die gute Nachricht: Bei nicht unangemessenen Ge-

haltsumwandlungen sind die Beiträge an eine rückge-

deckte Unterstützungskasse betrieblich veranlasst und 

ohne Prüfung einer Überversorgung als Betriebsaus-

gaben zu berücksichtigen. Auf das Verhältnis zwischen 

Aktivlohn und Versorgungsbezügen kommt es dabei 

nach Ansicht des BFH nicht an. 

 
MINDESTLOHNGESETZ  

Prüfungsbefugnis des Zolls gegenüber ausländi-
schen Arbeitgebern 
 

Arbeitgeber mit Sitz in einem anderen EU-Mit-

gliedstaat, deren Arbeitnehmer im Inland tätig werden, 

müssen nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG) eine 

Überprüfung von Art und Umfang der im Inland verrich-

teten Arbeiten durch die Zollverwaltung dulden. Dies hat 

der Bundesfinanzhof (BFH) in drei Urteilen entschieden. 

In allen Verfahren hatten ausländische Transportunter-

nehmen Meldungen nach der Mindestlohnmeldeverord-

nung abgegeben und grenzüberschreitende Trans-

porte durchgeführt. Dabei war entweder nur die Entla-

dung oder nur die Beladung in Deutschland erfolgt. Teil-

weise war auch streitig, ob überhaupt solche Transporte 

stattgefunden hatten oder ob die Fahrer des ausländi-

schen Transportunternehmens Deutschland nur im 

Transitverkehr durchfahren hatten. 

Zur Aufklärung dieser Fälle erließ das Hauptzollamt un-

ter Hinweis auf das MiLoG Prüfungsverfügungen und 

forderte die Arbeitgeber auf, Arbeitsverträge, Lohnab-

rechnungen sowie Arbeitszeitaufzeichnungen etc. vor-

zulegen. Dagegen klagten die ausländischen Arbeitge-

ber. Sie machten geltend, das MiLoG sei auf ausländi-

sche Transportunternehmen nicht anwendbar. Es ver-

stoße wegen der Prüfungsbefugnisse des Zolls gegen 

die bundesstaatliche Kompetenzordnung, gegen das 

verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot und gegen 

Unionsrecht. Die Klagen blieben ganz überwiegend er-

folglos. 

Der BFH hat die Revisionen als unbegründet zurückge-

wiesen und entschieden, dass die streitigen Prüfungs-

verfügungen und die damit verbundenen Aufforderun-

gen zur Vorlage von Unterlagen rechtmäßig sind. Insbe-

sondere sei es zulässig gewesen, dass der Bundesge-

setzgeber der Zollverwaltung Befugnisse zur Überprü-

fung der Einhaltung der Pflichten eines Arbeitgebers 

nach dem MiLoG übertragen habe. Auf die streitige 

Frage, ob kurzzeitige Beschäftigungen überhaupt un-

ter das MiLoG fallen, kam es laut BFH nicht an. Denn 

ungeachtet dieser Problematik müssten die Zollbehör-

den die Möglichkeit haben, überhaupt erst einmal fest-

zustellen, in welchem Umfang die betroffenen Arbeit-

nehmer tatsächlich im Inland beschäftigt würden bzw. 

worden seien. 

 
LUFTFAHRT  

Durchschnittswerte für unentgeltliche oder verbil-
ligte Mitarbeiterflüge 
 

Viele Luftfahrtunternehmen gewähren ihren Arbeitneh-

mern unentgeltlich oder verbilligt Flüge, die sie auch be-

triebsfremden Fluggästen anbieten. Diese Flüge kön-

nen unter Berücksichtigung des Rabatt-Freibetrags 

von 1.080 € pro Jahr oder mit dem um übliche Preis-

nachlässe geminderten üblichen Endpreis am Abgabe-

ort angesetzt werden. Dies gilt auch bei Beschränkun-

gen im Reservierungsstatus, wenn das Luftfahrtunter-

nehmen Flüge mit entsprechenden Beschränkungen 

betriebsfremden Fluggästen nicht anbietet. Eine Be-

rücksichtigung des Rabatt-Freibetrags kommt nicht in 

Betracht, wenn die Lohnsteuer mit einem betriebsindivi-

duell ermittelten Steuersatz pauschal erhoben wird oder 

Luftfahrtunternehmen Arbeitnehmern anderer Arbeitge-

ber unentgeltlich oder verbilligt Flüge gewähren. 

In diesen Fällen sind die Flüge mit dem um übliche 

Preisnachlässe geminderten üblichen Endpreis am Ab-

gabeort zu bewerten. Dabei können die Flüge mit 

Durchschnittswerten angesetzt werden. Die Finanz-

verwaltung hat diese Durchschnittswerte (ohne Einbe-

ziehung von Nebenkosten) entsprechend den bisheri-

gen Werten für die Jahre 2022 bis 2024 unverändert für 

jeden Flugkilometer wie folgt festgesetzt: 
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bei einem Flug von Durchschnittswerte je  

Flugkilometer in € 

1 km bis 4.000 km 0,04 

4.001 km bis  

12.000 km 

0,04 abzüglich  

0,01 x (Flugkilometer - 4.000) 

8.000 

mehr als 12.000 km 0,03 

Jeder Flug ist gesondert zu bewerten. Die Zahl der Flug-

kilometer ist mit dem Wert anzusetzen, der der im Flug-

schein angegebenen Streckenführung entspricht. 

Nimmt der Arbeitgeber einen nicht vollständig ausgeflo-

genen Flugschein zurück, ist die tatsächlich ausgeflo-

gene Strecke zugrunde zu legen. Bei der Berechnung 

des Flugkilometerwerts sind die Beträge nur bis zur fünf-

ten Dezimalstelle anzusetzen. 

Die nach dem IATA-Tarif zulässigen Kinderermäßigun-

gen sind entsprechend anzuwenden. 

Bei Beschränkungen im Reservierungsstatus mit dem 

Vermerk „space available - SA“ auf dem Flugschein be-

trägt der Wert je Flugkilometer 60 % des nach obiger 

Tabelle ermittelten Werts. Bei Beschränkungen im Re-

servierungsstatus ohne Vermerk „space available - SA“ 

auf dem Flugschein beträgt der Wert je Flugkilometer 

80 % des nach obiger Tabelle ermittelten Werts. Der 

nach den Durchschnittswerten ermittelte Wert des Flu-

ges ist um 10 % zu erhöhen. 

Beispiel: Der Arbeitnehmer erhält einen Freiflug von 

Frankfurt/Main nach Palma de Mallorca und zurück. Der 

Flugschein trägt den Vermerk „SA“. Die Flugstrecke be-

trägt insgesamt 2.507 km.  

Der Wert des Fluges beträgt (60 % von 0,04 x 2.507 =) 

60,17 €, er ist zu erhöhen um 10 % (= 6,02 €) = 66,19 €. 

Mit den vorstehenden Durchschnittswerten können 

auch Flüge bewertet werden, die der Arbeitnehmer von 

seinem Arbeitgeber erhalten hat, der kein Luftfahrtun-

ternehmer ist, wenn 

 der Arbeitgeber diesen Flug von einem Luftfahrtun-

ternehmen erhalten hat und 

 dieser Flug den vorgenannten Beschränkungen im 

Reservierungsstatus unterliegt. 

Von den ermittelten Werten sind die von den Arbeitneh-

mern gezahlten Entgelte abzuziehen (bei Ansatz der 

Durchschnittswerte allerdings ohne gezahlte Nebenkos-

ten wie Steuern, Flughafengebühren, Luftsicherheitsge-

bühren, sonstige Zuschläge und Luftverkehrsteuer). 

 
 
 
 
 
 
 

FAHRTKOSTEN  

Kilometerpauschale bei regelmäßig verkehrendem 
Beförderungsmittel? 
 

In bestimmten Fällen können Arbeitnehmer, die dienst-

lich unterwegs sind, statt der tatsächlichen Aufwendun-

gen einen pauschalen Kilometersatz für jeden gefah-

renen Kilometer als Werbungskosten abziehen bzw. 

steuerfrei ersetzt bekommen: Bei Benutzung eines 

Kraftwagens beträgt der Kilometersatz höchstens 

30 Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke, bei Benut-

zung eines anderen motorbetriebenen Fahrzeugs sind 

es 20 Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke. 

Der Ansatz der pauschalen Kilometersätze anstelle der 

tatsächlichen Kosten kommt jedoch laut Bundesfinanz-

hof (BFH) nicht in Betracht, wenn der Arbeitnehmer ein 

regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel benutzt. 

Regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel in diesem 

Sinne sind alle Beförderungsmittel, die der Personenbe-

förderung dienen und im öffentlichen Verkehr zu Land, 

zu Wasser oder in der Luft auf bestimmten Strecken 

(Verbindungen oder Linien) und nach einem festgeleg-

ten Zeitplan (Fahrplan, Flugplan) fahren oder fliegen. 

Dies sind insbesondere die dem allgemeinen Personen-

verkehr dienenden Verkehrsmittel der Deutschen Bahn 

AG und anderer Verkehrsunternehmen, S- und U-Bah-

nen sowie Verkehrsflugzeuge. Hier können laut BFH nur 

die tatsächlich entstandenen Fahrt- oder Flugkosten 

berücksichtigt werden. 

 
DOPPELBESTEUERUNG  

Anwendung der Grenzgängerregelung mit der 
Schweiz 
 

Nach dem zwischen der Schweiz und Deutschland ge-

schlossenen Doppelbesteuerungsabkommen sind Geh-

älter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die ein Grenz-

gänger aus unselbständiger Arbeit bezieht, in dem Ver-

tragsstaat zu besteuern, in dem er ansässig ist. Grenz-

gänger ist jede in einem Vertragsstaat ansässige Per-

son, die in dem anderen Vertragsstaat ihren Arbeitsort 

hat und von dort regelmäßig an ihren Wohnsitz zurück-

kehrt. Kehrt sie nicht jeweils nach Arbeitsende an ihren 

Wohnsitz zurück, entfällt ihre Grenzgängereigenschaft. 

Dies gilt jedoch nur dann, wenn sie bei einer Beschäfti-

gung während des gesamten Kalenderjahres an mehr 

als 60 Arbeitstagen aufgrund ihrer Arbeitsausübung 

nicht an ihren Wohnsitz zurückkehrt. 

Tage, an denen der Arbeitnehmer von einer Geschäfts-

reise aus dem Drittland tatsächlich an seinen Wohnsitz 

zurückkehrt, rechnet der Bundesfinanzhof (BFH) nicht 

zu den Nichtrückkehrtagen. Entsprechendes gilt für 

Geschäftsreisen an Wochenenden und Feiertagen, so-

fern  
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 die Arbeit an diesen Tagen nicht ausdrücklich im Ar-

beitsvertrag vereinbart ist und  

 der Arbeitgeber für die an diesen Tagen geleistete 

Arbeit weder einen anderweitigen Freizeitausgleich 

noch ein zusätzliches Entgelt gewährt, sondern le-

diglich die Reisekosten übernimmt. 

Das wurde dem klagenden Arbeitnehmer, einem in 

Deutschland wohnenden Vizedirektor einer Schweizeri-

schen AG, im Streitfall zum Verhängnis. Durch die 

Sichtweise des BFH erreichte er nicht die erforderliche 

Zahl von Nichtrückkehrtagen. Konsequenz: Er musste 

sein Gehalt in Deutschland versteuern. 

 
STEUERTIPP  

Firmenwagenbesteuerung während der Corona-
Pandemie 
 

In der Praxis herrscht Unsicherheit über die Besteue-

rung des geldwerten Vorteils aus einer Firmenwagen-

überlassung für Fahrten zur Arbeit, wenn der Arbeitneh-

mer etwa aufgrund einer Tätigkeit im Homeoffice wegen 

der Corona-Pandemie in einem Monat nur wenige oder 

gar keine solchen Fahrten durchgeführt hat. 

Die Finanzverwaltung will die Einzelbewertung nach der 

0,002-%-Regelung als einzige Alternative zur monatli-

chen 0,03-%-Regelung zulassen. Wird die Einzelbewer-

tung nicht angewendet, weil jährlich mehr als 180 Fahr-

ten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 

durchgeführt werden, gilt Folgendes: Laut Fiskus soll es 

auch dann bei der Anwendung der 0,03-%-Regelung 

bleiben, wenn das Fahrzeug tatsächlich für volle Kalen-

dermonate nicht für Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte genutzt wird. Dies soll auch dann 

gelten, wenn der Arbeitnehmer den Betrieb des Arbeit-

gebers wegen einer Betriebsschließung aufgrund der 

Corona-Pandemie einen vollen Kalendermonat nicht 

aufsucht oder einen vollen Kalendermonat in Urlaub o-

der krank ist, ins Ausland abgeordnet wurde oder sich 

auf einer längeren Fortbildungsveranstaltung befindet. 

Beispiel: Der Arbeitgeber stellt seinem Arbeitnehmer 

für Privatfahrten und Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte einen Firmenwagen zur Verfü-

gung. Wegen der Corona-Pandemie ist der Betrieb im 

Mai 2021 geschlossen. Fahrten des Arbeitnehmers zwi-

schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte finden nicht 

statt. In der übrigen Zeit des Jahres führt der Arbeitneh-

mer an 192 Tagen mit dem ihm zur Privatnutzung über-

lassenen Firmenwagen auch Fahrten zwischen Woh-

nung und erster Tätigkeitsstätte durch. 

Die Finanzverwaltung wendet für den Monat Mai 2021 

die 0,03-%-Regelung an, obwohl der Arbeitnehmer 

nachweislich keine Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte durchgeführt hat. 

Der Arbeitnehmer sollte sich für den Monat Mai gegen 

die Anwendung der 0,03-%-Regelung wehren. Seine 

Erfolgsaussichten im Fall eines Rechtsstreits stehen 

gut, da für den Monat Mai wegen der fehlenden Wege 

zur Arbeit keine Entfernungspauschale geltend ge-

macht werden kann. Damit bedarf es nach der Recht-

sprechung des Bundesfinanzhofs auch keines Korrek-

turpostens in Form des Ansatzes der 0,03-%-Regelung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


